
 
Information der WKO: 
 
(Vorzeitige) Beendigung von Kurzarbeit 
  
Kurzarbeit wird meist für den maximalen Zeitraum von 3 Monaten vereinbart. Der Arbeitgeber darf 
die Kurzarbeit aber einseitig vorzeitig beenden. Er muss dies dem AMS und den Vertragspartnern 
(also Betriebsrat oder betroffenen Arbeitnehmern sowie Sozialpartnern) unverzüglich schriftlich 
bekanntgeben. 
  
Zwei Argumente sprechen gegen eine vorzeitige Beendigung:  
 Entwickelt sich das Geschäft schlechter als gedacht (wegen Mangel an Kunden/Aufträgen oder 

neuer Restriktionen), ist es einfacher, die Kurzarbeit mit schwankender Arbeitszeit fortzusetzen 
als sie von neuem zu beantragen. 

 Wer vorzeitig beendet, erhält keine Beihilfe mehr, muss ab diesem Zeitpunkt das volle Entgelt 
zahlen und in der Regel noch die Behaltefrist von 1 Monat einhalten. 

  
Jedenfalls sollten Unternehmen vor Beendigung prüfen, ob sie das Mindest-Arbeitsvolumen von 10% 
während Kurzarbeit sowie das vereinbarte Arbeitsvolumen erreicht haben; bei Unterschreitung 
droht der Verlust der Beihilfe.  
Die Beendigung per Monatsletzten ist für die Lohnverrechnung am einfachsten. 
  
Gemeinsam mit der Abrechnung des letzten Kurzarbeitsmonats muss der Arbeitgeber das AMS einen 
Durchführungsbericht mit folgenden Informationen übermitteln:  

 Angaben zur Aufrechterhaltung des Beschäftigtenstands während Kurzarbeit (sowie einen 
Monat danach); 

 durchschnittlicher Arbeitszeitausfall (muss zwischen 10% und 90% liegen); 

 Angaben zu öffentlichen Förderungen und anderen Kostenersätzen für dieselben 
(Personal)Kosten 

  
Diesen Durchführungsbericht müssen der Betriebsrat, in Betrieben ohne Betriebsrat die betroffenen 
Arbeitnehmer unterzeichnen. Das AMS stellt Formulare für Durchführungsberichte zur Verfügung. 
Auf Verlangen des AMS sind über die Angaben Nachweise vorzulegen. 
  
 


